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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und 
des Krankengymnasten 


A. Zielsetzung 

Durch das Änderungsgesetz sollen die institutionellen Mög- 
lichkeiten zur Ableistung der praktischen Tätigkeit (Berufs- 
praktikum) im Rahmen der Ausbildung der Masseure, Mas- 
seure und medizinischen Bademeister und Krankengymna- 
sten kurzfristig erweitert werden. Die Einbeziehung weiterer 
geeigneter Einrichtungen in die praktische Ausbildung ist in 
Anbetracht der starken Nachfrage nach Praktikantenstellen 
und der nur begrenzten Aufnahmemöglichkeiten der gegen- 
wärtig gesetzlich zugelassenen Einrichtungen dringend not- 
wendig. 


B. Lösung 

Änderung der §§10 und 11 des Gesetzes über die Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen 
Bademeisters und des Krankengymnasten vom 21. Dezember 
1958 (BGBl. I S. 985), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Ge- 
setzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 645), mit der Maßgabe, daß 
die praktische Tätigkeit nicht ausschließlich an Krankenan- 
stalten und medizinischen Badeanstalten, sondern auch antei- 
lig an anderen hierzu geeigneten Einrichtungen, in denen Pa- 
tienten krankengymnastisch oder mit medizinischer Massage 
behandelt werden, abgeleistet werden kann. 


C. Alternativen 

Die sich anbietende und von den Ländern langfristig gefor- 
derte Alternative, die praktische Tätigkeit in die jeweilige 
lehrgangsmäßige Ausbildung einzubeziehen, würde eine No- 
vellierung des gesamten Beruferechts (Gesetz und Ausbil- 
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dungS“ und Prüfungsordnung) der Masseure, Masseure und 
medizinischen Bademeister und Krankengymnasten voraus- 
setzen, eine Maßnahme, die zur Zeit diskutiert wird, aber 
kurzfristig nicht zu realisieren ist. 


D. Kosten 

Der Bund wird durch das Gesetz mit Kosten nicht belastet. Ob 
und in welcher Höhe den Ländern Kosten entstehen, hängt 
davon ab, in welchem Umfang öffentliche Einrichtungen nach 
den festgesetzten Kriterien für die Ableistung der praktischen 
Tätigkeit in Frage kommen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Juli 1984 

14 (32) — 230 03 — Ma 2/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundsgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 534. Sitzung am 6. April 1984 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der Berufe des Mas- 
seurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und des Krankengymna- 
sten mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als An- 
lage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung 
der Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters 
und des Krankengymnasten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Ausübung der Berufe des 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bade- 
meisters und des Krankengymnasten vom 21. De- 
zember 1958 (BGBL I S. 985), zuletzt geändert durch 
Artikel 29 des Gesetzes vom 25. Juni 1969 (BGBl. I 
S. 645), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Anstalten“ durch 
das Wort „Einrichtungen“ ersetzt 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Die Ermächtigung einer Einrichtung 
nach Absatz 1 zur Annahme von Praktikan- 
ten setzt voraus, daß 

1. Patienten in so ausreichender Zahl und 
Art behandelt werden, daß eine breite 
Ausbildung im Rahmen des Berufsbildes 
gewährleistet ist, 

2. ausreichendes Personal der jeweiligen 
Fachrichtung mit staatlicher Erlaubnis 
sowie die notwendigen Räumlichkeiten 
und Einrichtungen zur Verfügung stehen 
und 

3. eine apparative Ausstattung vorhanden 
ist, die der medizinischen Entwicklung 
entspricht“ 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die praktische Tätigkeit in der Massage 
kann bis zur Dauer von sechs Monaten auch 


an einer zur Annahme von Praktikanten er- 
mächtigten medizinischen Badeanstalt oder 
sonstigen Einrichtung zur medizinischen 
Massage unter Aufsicht eines geprüften Mas- 
seurs und medizinischen Bademeisters oder 
Masseurs abgeleistet werden “ 

b) Folgender Satz 4 wird angefügt: 

„Die praktische Tätigkeit in der Kranken- 
gymnastik kann bis zur Dauer von vier Mo- 
naten auch an einer zur Annahme von Prak- 
tikanten ermächtigten Einrichtung, in der 
Patienten krankengymnastisch behandelt 
oder rehabilitiert werden, unter Aufsicht ei- 
nes geprüften Krankengymnasten abgelei- 
stet werden.“ 

3. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§11 

Personen, die die Bezeichnung ,Masseur und 
medizinischer Bademeister' führen wollen, müs- 
sen eine sechsmonatige praktische Tätigkeit in 
der Massage nach § 10 Satz 1 und 2 und eine 
zwölfmonatige praktische Tätigkeit an einer me- 
dizinischen Badeanstalt nach § 10 Satz 3 ablei- 
sten. Die praktische Tätigkeit an einer medizini- 
schen Badeanstalt kann bis zur Dauer von sechs 
Monaten auch an einer Einrichtung nach § 10 
Satz 3 abgeleistet werden.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizi- 
nischen Bademeisters und des Krankengymnasten 
sind im Kreis der bundesgesetzlich geregelten Me- 
dizinalfachberufe die einzigen, bei denen sich die 
Ausbildung noch aus einem Lehrgang an einer 
staatlich anerkannten Lehranstalt und einer nach 
Bestehen der staatlichen Prüfung anschließenden 
praktischen Tätigkeit (Berufspraktikum) an er- 
mächtigten Einrichtungen zusammensetzt. Erst 
nach erfolgreicher Absolvierung des Lehrgangs und 
des Berufspraktikums ist die Erteilung der Erlaub- 
nis zur Ausübung des Berufs unter Führung der 
jeweiligen Berufsbezeichnung möglich. 

An welchen Einrichtungen und in welchen Diszipli- 
nen das Berufspraktikum abzuleisten ist, ist vom 
Gesetzgeber weitgehend festgelegt. So ist das Be- 
rufspraktikum der Krankengymnasten und Mas- 
seure nach § 10 des Gesetzes über die Ausübung der 
Berufe des Masseurs, des Masseurs und medizini- 
schen Bademeisters und des Krankengymnasten 
generell an eine Krankenanstalt gebunden; Mas- 
seure und Masseure und medizinische Bademeister 
können bzw. müssen nach § 11 dieses Gesetzes ei- 
nen Teil des Berufspraktikums an einer medizini- 
schen Badeanstalt ableisten. Seit geraumer Zeit 
häufen sich seitens der Berufsverbände der Kran- 
kengymnasten und der Masseure und medizini- 
schen Bademeister sowie insbesondere der betrof- 
fenen Absolventen der jeweiligen Lehranstalten die 
Klagen über die unzureichenden Möglichkeiten zur 
Ableistung dieses Praktikums. Die Gründe für diese 
Schwierigkeiten sind im wesentlichen 

1. die Erhöhung der Ausbildungskapazitäten an 
den Lehranstalten im Zusammenhang mit der 
generellen Ausbildungsplatzsituatiön und die 
sich hieraus ergebende verstärkte Nachfrage 
nach Berufspraktikantenstellen, 

2. die Bettenreduzierungen in den Krankenhäu- 
sern und Kurkliniken und der damit verbundene 
Wegfall von Ausbildungsmöglichkeiten und 
Praktikantenstellen und 

3. der Kostendruck im Pflegesatzbereich und wei- 
tere sich aus der Kostendämpfung ergebende 
Kriterien (weniger Kuren, weniger Anwendun- 
gen usw.), die die ermächtigten Einrichtungen 
veranlassen, die genehmigte Ausbildungskapazi- 
tät nicht voll auszuschöpfen. 

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf soll für eine 
Übergangszeit bis zur Novellierung des gesamten 
Beruferechts der Masseure, Masseure und medizi- 
nischen Bademeister und der. Krankengymnasten 
die derzeitige, sich ausbildungshemmend auswir- 
kende enge Bindung des Berufspraktikums an 
Krankenanstalten und medizinischen Badeanstal- 


ten gelockert und die Ableistung dieser Praktika 
zumindest anteilig auch im außerklini sehen Be- 
reich und außerhalb von medizinischen Badeanstal- 
ten zugelassen werden. 


Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Änderung in Absatz 1 des § 7 ist notwendig, da 
künftig die Ableistung des Berufspraktikums nicht 
nur in „Anstalten“ (Kranken- bzw. medizinischen 
Badeanstalten), sondern auch in anderen „Einrich- 
tungen“ (Massage-Praxen, Spastiker Zentren o. ä.) 
möglich sein soll. 

Der neue Absatz 2 legt im einzelnen fest, welche 
Voraussetzungen von den für die Ausbildung von 
Praktikanten in Frage kommenden Einrichtungen 
zu fordern sind. Die bisherige Beschränkung der 
Berufspraktika auf Kranken- bzw. medizinische Ba- 
deanstalten erforderte nicht die Festlegung von 
Kriterien für die Ermächtigung. Die Ausweitung 
auf andere Einrichtungen macht auch im Hinblick 
auf die häufige Kritik über eine nicht ausreichend 
qualifizierte Ausbildung der Masseure und medizi- 
nischen Bademeister die Festlegung eines Quali- 
tätsstandards notwendig. Die Aufnahme einer der- 
artigen Bestimmung steht nicht im Widerspruch zu 
Artikel 74 Nr. 1 GG. Eine ähnliche Regelung ist z. B. 
auch in der Approbationsordnung für Ärzte für die 
praktische Ausbildung getroffen worden. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Die Neufassung des Satzes 3 des § 10 eröffnet für 
die Ableistung des Berufspraktikums in der Mas- 
sage neben den obligatorischen sechs Monaten an 
einer Krankenanstalt als Neuerung die Alternative 
zwischen medizinischer Badeanstalt und anderen 
Einrichtungen. 

Mit dem neuen Satz 4 des § 10 wird die Möglichkeit 
eröffnet, das Berufspraktikum in der Krankengym- 
nastik unter Beachtung der Bestimmungen des § 20 
Abs. 2 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Krankengymnasten, wonach mindestens vier Mo- 
nate auf einer chirurgischen oder orthopädischen 
und mindestens vier Monate auf einer Inneren Ab- 
teilung einer Krankenanstalt abzuleisten sind, zu- 
mindest für vier Monate auch in einer anderen Ein- 
richtung, in der krankengymnastisch behandelt 
wird, zu absolvieren. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Mit der durch die Änderung des § 11 ermöglichten 
Dreiteilung des Berufspraktikums für Masseure 
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und medizinische Bademeister in ein sechsmonati- 
ges Pflichtpraktikum an einer Krankenanstalt und 
ein sechsmonatiges Pflichtpraktikum an einer me- 
dizinischen Badeanstalt und dem Angebot, die rest- 
lichen sechs Monate entweder weiterhin an einer 
medizinischen Badeanstalt oder in einer anderen 
Einrichtung abzuleisten, wird nicht nur Abhilfe in 
der schwierigen Praktikantensituation geschaffen, 
sondern auch den späteren Einsatzbereichen der 
Masseure und medizinischen Bademeister Rech- 
nung getragen. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Geset- 
zes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung ist sich der Schwierigkeiten 
bewußt, die durch die zur Zeit zu beobachtenden 
unzureichenden Möglichkeiten zur Ableistung des 
Praktikums an Krankenhäusern und medizini- 
schen Badeanstalten auf nicht wenige der Absol- 
venten von jeweiligen Lehranstalten zukommen. 
Die Bundesregierung erkennt daher die Zielsetzung 
des Gesetzentwurfs an, die institutioneilen Möglich- 
keiten zur Ableistung der praktischen Tätigkeit im 
Rahmen der Ausbildung der Masseure, Masseure 
und medizinischen Bademeister und Krankengym- 
nasten grundsätzlich zu erweitern. 

Nicht zuletzt wegen der Situation bei den Prakti- 
kantenstellen, die aber nur einen Teilaspekt der Ge- 
samtproblematik der Ausbildungen in den genann- 
ten Berufen darstellt, bereitet die Bundesregierung 
eine grundlegende Änderung des aus dem Jahre 
1958 stammenden Gesetzes vor, die die Zulassung 


zu den Berufen neu regeln und die Ausbildungen an 
den modernen Stand der Entwicklung in der Phy- 
siotherapie anpassen soll. 

Da die vom Bundesrat vorgeschlagene Erweiterung 
der Möglichkeiten zur Ableistung der praktischen 
Tätigkeit in der Massage kurzfristig eine Erleichte- 
rung für die Absolventen der Lehrgänge in der 
Massage bewirken kann, stimmt die Bundesregie- 
rung dem Gesetzentwurf insoweit zu. Die Frage, ob 
ein Teil der bei der Ausbildung in der Krankengym- 
nastik vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit im 
Krankenhaus durch ein Praktikum in anderen Ein- 
richtungen ersetzt werden kann, bedarf jedoch — 
auch im Hinblick auf die vorgesehene Neuregelung 
— sorgfältiger Prüfung und Erörterung mit den be- 
teiligten Fachkreisen. Die Bundesregierung wird 
diese Frage prüfen und im Verlauf des weiteren 
Gesetzgebungsverfahrens hierzu noch Stellung 
nehmen. 
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